
Abb. 1
Eltern entscheidet! So? oder so?
1924
Entwurf: Georg Kretzschmar

Die Debatten in der Verfassunggebenden
Nationalversammlung zu der Frage nach dem
Schultyp hatten zu dem sogenannten Weima-
rer Schulkompromiß geführt. Nach dem
Willen der Verfassung sollte laut Artikel 146
die interkonfessionelle Gemeinschaftsschule
die Regelschule sein. Als Ausnahme waren 
auf Antrag der Erziehungsberechtigen Volks-
schulen zulässig, die entweder bekenntnisge-
bunden oder weltanschaulich – sprich kon-
fessionslos und damit weltlich – waren. Die
Schulen unterstanden ausschließlich der Auf-
sicht des Staates.

Die in Artikel 146 aufgeführten Grundrech-
te waren Programmsätze, bildeten die Richt-
linien für ein noch zu schaffendes Gesetz. Mit
Inkrafttreten der Verfassung war der Kampf
um die Schulform keineswegs ausgestanden,
sondern entfachte sich bei jedem Gesetzent-
wurf immer wieder neu. Der Versuch, die Ver-
fassungsartikel in ein Gesetz zu gießen, offen-
barte die Gegensätzlichkeit der schul- und
gesellschaftspolitischen Vorstellungen und die
Brüchigkeit des Kompromisses.

Die Sozialdemokraten und große Teile der
Volksschullehrerschaft propagierten eine le-
bensnahe, auf das Erlernen praktischer Fähig-
keiten orientierte Schule. Frei von religiöser
Indoktrination, sollten die Schüler zu freien,
selbstverantwortlichen und politisch mündigen
Menschen erzogen werden. In ihren Augen bot
allein die weltliche Gemeinschaftsschule die
Gewähr für einen Unterricht nach diesen
Maximen. Sie forderten daher die strikte Tren-
nung von Kirche und Schule. Zugleich sollten
große und leistungsstarke Schulsysteme ge-
schaffen, das Bildungsprivileg der höheren
Schichten abgeschafft und für die Arbeiter-
schaft mit Hilfe einer besseren Ausbildung der
soziale Aufstieg ermöglicht werden. Ziel war
die Demokratisierung der Gesellschaft.

Diese bildungspolitischen und pädagogi-
schen Ansätze konkurrierten mit religiös ver-
ankerten Erziehungsgrundsätzen der konser-
vativen Parteien und Schichten. Für sie schien
mit dem Angriff auf die bis 1918 nahezu im
gesamten Reichsgebiet gültige Konfessions-
schule die »Existenz des christlichen Staates
überhaupt bedroht«.

Es gab mehrere Anläufe für ein Reichs-
schulgesetz. Allen gemeinsam war ein eindeu-
tiger Trend zur Befestigung der konfessionellen
Schule.
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»Artikel 144
Das gesamte Schulwesen steht unter der
Aufsicht des Staates; … Die Schulaufsicht
wird durch hauptamtlich tätige, fachmän-
nisch vorgebildete Beamte ausgeübt.

Artikel 146
(Absatz 1, Satz 1 und 2)
Das öffentliche Schulwesen ist organisch
auszugestalten. Auf einer für alle gemein-
samen Grundschule baut sich das mittlere
und höhere Schulwesen auf.
(Absatz 2)
Innerhalb der Gemeinden sind indes auf
Antrag der Erziehungsberechtigten Volks-
schulen ihres Bekenntnisses oder ihrer
Weltanschauung einzurichten, soweit hier-
durch ein geordneter Schulbetrieb, auch im
Sinne des Abs. 1, nicht beeinträchtigt wird.
Der Wille der Erziehungsberechtigten ist
möglichst zu berücksichtigen. Das Nähere
bestimmt die Landesgesetzgebung nach den
Grundsätzen eines Reichsgesetzes.«



1925 legte Innenminister Schiele von der
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) einen
Entwurf vor. Dieser bevozugte die Bekenntnis-
schule auf Kosten der weltlichen Schule. Er
schrieb vor, daß zur Umwandlung beziehungs-
weise zur Neueinrichtung von Bekenntnis-
schulen die einfache Mehrheit ausreiche, für
weltliche Schulen die Zustimmung der Erzie-
hungsberechtigten aller Kinder erforderlich sei.

Mit den Worten, »die Sehnsucht weitester
Kreise der christlichen Elternschaft nach einem
sogenannten christlichen Reichsschulgesetz«
habe Pate für die Vorlage gestanden, stellte
Innenminister von Keudell (DNVP) im Jahre
1927 seinen dementsprechend ausgerichteten
Entwurf vor.

Die Vertreter des einen oder anderen Schul-
typs wollten die Eltern mobilisieren, ihr
Grundrecht auf Mitbestimmung in Schulange-
legenheiten wahrzunehmen. Sie hofften, mit
Hilfe dieser Lobby jeweils ihr schulpolitisches
Programm durchzusetzten. Der Deutsche
Lehrerverein versuchte, mit Plakataktionen,
Kundgebungen und Unterschriftensammlun-
gen die Öffentlichkeit darüber aufzuklären,
welche Folgen das Gesetz haben würde.

Der Reichsschulgesetz-Entwurf konnte kei-
ne Mehrheiten auf sich vereinigen; der Auftrag

der Verfassung, ein Reichsschulgesetz zu schaf-
fen, wurde während der Weimarer Republik
nicht realisiert. Dies bedeutete aber nicht, daß
mit dem Widerstand gegen die Bekenntnis-
schule die weltliche Schule durchgesetzt wor-
den war. In der Realität blieb die Konfessions-
schule weiterhin die Regel. Im Gegensatz zu
den Rechtsparteien war es den Verfechtern der
weltlichen Schule nicht gelungen, die Eltern
von ihren schulpolitischen Ideen zu über-
zeugen. AvH

Abb. 2
Liebe Eltern! Denkt an uns und an
unsere Zukunft.
1926
Entwurf: Louis Meyer

Abb. 3
150000 deutsche Volksschullehrer
gegen den Reichsschulgesetz-Ent-
wurf
1927

41

BILDUNG UND SCHULE



Abb. 1
Gegen § 218 kämpft allein die KPD
1924

Kritik an dem § 218 des Reichs-Straf-Gesetz-
buches hatte es bereits vor dem Ersten Welt-
krieg gegeben.

Bedingt durch die bevölkerungspolitische
Situation nach dem Krieg und durch die große
wirtschaftliche Not während der Weimarer
Republik, wurde die Diskussion um Geburten-
regelung und die Abschaffung des § 218 wieder
aufgenommen. Ärzte und Politiker aus dem
linken Spektrum waren sich einig, daß eine
Änderung unbedingt herbeigeführt werden
müßte. Im Zuge der geplanten großen Straf-
rechtsreform sollte auch der »Schandpara-
graph« entschärft werden.

Die Befürworter des § 218 argumentierten,
daß das deutsche Volk durch den Krieg stark
dezimiert sei. Die Freigabe von Verhütungs-
mitteln und die Abschaffung des § 218 würden
einem weiteren Bevölkerungsrückgang noch
Vorschub leisten. Volksbestand und Volksge-
sundheit würden dadurch gefährdet. Außer-
dem wurde der Verfall von Sitte und Moral
befürchtet.

Die Gegner des § 218 entkräfteten gerade
das bevölkerungspolitische Argument, indem
sie darauf hinwiesen, daß trotz der rigiden
Handhabung des § 218 durch die Justiz die
Abtreibungen nicht abgenommen hätten, im
Gegenteil sogar stark angestiegen wären. Der
Grund dafür liege keineswegs im zügellosen
Geschlechtsleben der Arbeiterklasse, wie die
Befürworter des § 218 unterstellten, sondern in
der schieren wirtschaftlichen Not. Unterernäh-
rung, unhygienische, äußerst beengte Wohn-
verhältnisse, niedrige Löhne, Arbeitslosigkeit,
Teuerungen bestimmten die Lebensbedingun-
gen der Arbeiterfamilien. Unter diesen Um-
ständen bedeutete jedes weitere Kind weitere
Sorgen und Nöte.
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»Artikel 119
(Absatz 2, Satz 2)
Kinderreiche Familien haben Anspruch auf
ausgleichende Fürsorge.
(Absatz 3)
Die Mutterschaft hat Anspruch auf den
Schutz und die Fürsorge des Staates.«

Laut ärztlicher Statistik waren 80 Prozent
der abtreibenden Frauen verheiratet.

Die KPD präsentierte sich als entschieden-
ster Gegner des § 218. Sie setzte das Thema
gezielt als Agitationsmittel im Kampf gegen das
bestehende System ein. Für sie war die »Frage
des § 218 die Frage des Sturzes des Kapitalisti-
schen Systems«. Sie prangerte die Doppelmo-
ral einer Gesellschaft an, die scheinbar gleiches
Recht für alle gelten ließ, aber durch die strikte
Handhabung des § 218, auch »Klassenpara-



graph« genannt, die Arbeiterfrauen zwang, 
sich in die Hände von Kurpfuschern und damit
in ein unlauteres Milieu von Erpressung und
Denunziation zu begeben oder die Abtreibung
selber vorzunehmen. Beide Methoden führten
zumeist zu lebensbedrohlichen Verletzungen.
Die Frauen aus dem Bürgertum hingegen
konnten sich das Stillschweigen eines versier-
ten Arztes erkaufen.

Dennoch redete die KPD nicht einer schran-
kenlosen Abtreibungspraxis das Wort. Viel-
mehr sah sie in der Mutterschaft die eigentliche
Bestimmung der Frau und Abtreibung als das
grausamste Mittel der Geburtenregelung. So-
lange aber der Staat nicht imstande sei, den
Müttern die Mutterschaft materiell möglich zu
machen und den Kinder die Überlebens-
chancen zu sichern, habe er kein Recht, »von
den Frauen die Übernahme der Leiden und
Lasten der Mutterschaft zu erwarten«.

Die Anträge der KPD im Reichstag enthiel-
ten neben der ersatzlosen Streichung des § 218
einen ganzen Katalog von Forderungen: bes-
sere sexuelle Aufklärung, Freigabe von Ver-
hütungsmitteln, Möglichkeit für die Frauen,
Abtreibungen in öffentlichen Kliniken von ap-
probierten Ärzten unentgeltlich vornehmen zu
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lassen. Freistellung von der Arbeit bei voller
Lohnfortzahlung acht Wochen vor und nach
der Geburt, Kündigungsschutz für die Zeit der
Schwangerschaft und ein Jahr nach der Ent-
bindung, Stillpausen während der Arbeitszeit
ohne Gehaltskürzungen, Ausbau von Fürsor-
geeinrichtungen für Mütter und Kinder sollten
durch ein Gesetz zum Schutz von Mutter und
Kind zugesichert werden.

Die Anträge der KPD zur Änderung des
§ 218 kamen aufgrund ihrer Radikalität gar
nicht erst zur Diskusssion. Erst ein Antrag der
SPD 1926 führte zu einer minimalen Milde-
rung: Abtreibung wurde nicht mehr mit Zucht-
haus, sondern mit Gefängnis bestraft.

Alle folgenden Anträge im Reichstag für
eine grundlegende Änderung verliefen ergeb-
nislos. Die geplante große Strafrechtsreform,
die eine weitere Entschärfung des § 218 brin-
gen sollte, wurde nicht mehr verabschiedet.

Ein Mutterschutzgesetz von 1927 brachte
die Einführung eines Kündigungsschutzes, das
Recht auf Arbeitseinstellung sechs Wochen vor
der Entbindung sowie ein Beschäftigungsver-
bot für Wöchnerinnen sechs Wochen nach der
Niederkunft und Stillpausen. AvH

Abb. 2
Internationale Frauenwoche 1928
1928

§ 218


